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Das Wichtigste in Kürze 

Für die regelmäßige Berichtslegung über die Verteilung von Einkommen und 

Vermögen ist eine hochwertige und repräsentative Datengrundlage unerläss-

lich. 

In Deutschland ist die Datenlage derzeit aus verschiedenen Gründen unbefrie-

digend: Die vergleichsweise kleinen Stichproben von Befragungsdaten wie 

dem Mikrozensus, dem SOEP oder der EVS erlauben kaum detaillierte bzw. 

repräsentative Analysen am obersten Rand der Verteilung. Auch administrati-

ve Prozessdaten erfassen seit der Einführung der Abgeltungsteuer nur noch 

einen Teil der Einkommensverteilung. Analysen der Vermögensverteilung be-

ruhen seit der Abschaffung der Vermögensteuer ausschließlich auf den ge-

nannten Haushaltsbefragungen und sind mit entsprechend großen Schätzfeh-

lern verbunden. 

Aufbauend auf der Bewertung der verfügbaren Datensätze und internationa-

len Erfahrungen stellt diese Kurzexpertise Möglichkeiten für eine Verbesse-

rung der Datengrundlage zur Diskussion. 

Kurzfristig empfehlen wir eine feingliedrige geografische Auswertung beste-

hender Statistiken, um Befragungen gezielt in Hocheinkommensregionen 

durchführen zu können. Auf dieser Grundlage sollte ein Reichtumsmodul im 

Mikrozensus geschaffen werden, das jährlich über die Einkommens- und Ver-

mögensverhältnisse berichtet. 

Mittelfristig sollte die Verknüpfung verschiedener administrativer Prozessda-

ten untereinander ebenso wie die Verknüpfung von Prozessdaten mit Befra-

gungsdaten etwa des Mikrozensus‘ für wissenschaftliche Zwecke ermöglicht 

werden. Auch sollten bestehende dezentrale Haus- und Grundstücksdaten 

zusammengeführt und für die Wissenschaft zugänglich gemacht werden.  

Längerfristig wären die Wiedereinführung einer Vermögensteuer, die Abschaf-

fung der Abgeltungsteuer (bzw. deren Integration in die Einkomensteuerstatis-

tik) und die Etablierung eines Finanzkatasters empfehlenswert, um die Daten-

grundlage über höchste Einkommen und Vermögen zu verbessern. Gleichwohl 

wären dies sowohl politisch als auch juristisch aufwändige und umstrittene 

Schritte. 



  
Einleitung 

4 

1 Einleitung 

Sowohl in der politischen Diskussion als auch im wissenschaftlichen Diskurs ist 

das Interesse an Verteilungsfragen über die letzten Jahre kontinuierlich ge-

wachsen. Eine fundierte Politikberatung erfordert ebenso wie evidenzbasierte 

Wirtschafts- und Sozialpolitik eine gute Datengrundlage zur Verteilung von 

Einkommen und Vermögen. Durch regelmäßige Haushaltsbefragungen und 

Veröffentlichungen wie dem Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregie-

rung sind inzwischen weitestgehend repräsentative Aussagen für breite Teile 

der Bevölkerung möglich. 

An den Enden der Einkommens- und Vermögensverteilung gestaltet sich die 

Lage komplizierter. Befragungen basieren in der Regel auf kleinen Stichpro-

ben. Entsprechend problematisch ist die repräsentative Erfassung der ärmsten 

sowie der reichsten Haushalte und Personen. Während im unteren Bereich 

amtliche Statistiken zum Leistungsbezug Aufschluss über die Lebensverhältnis-

se geben können, sind Aussagen im Bereich höchster Einkommen und Vermö-

gen schwieriger. Trotz erheblicher Verbesserungen in den letzten Jahren – 

etwa durch die Aufnahme der Hocheinkommensstichprobe in das Sozio-

Oekonomische Panel (SOEP) oder neue Erhebungen der Bundesbank – ist die 

Datengrundlage über die reichsten Haushalte in Deutschland nach wie vor 

dürftig. Die amtliche Lohn- und Einkommensteuerstatistik stellt zwar wertvolle 

Daten über die Einkommensverteilung und -zusammensetzung auf individuel-

ler Ebene bereit, ermöglicht jedoch keine Analysen auf Haushaltsebene. Amtli-

che Vermögenserhebungen gibt es seit dem Auslaufen der Vermögensteuer 

Mitte der 1990er Jahre nicht mehr. Derzeit beruhen sämtliche Erkenntnisse 

über die Vermögensverteilung innerhalb des reichsten Zehntels der Gesell-

schaft allein auf Befragungsdaten und anekdotisch gesammelter Evidenz. 

Die vorliegende Expertise gibt einen Überblick über die bestehenden Daten-

quellen mit Blick auf höchste Einkommen und Vermögen. Wir gehen dabei auf 

die Vor- und Nachteile der Datensätze ein und diskutieren sowohl administra-

tive Prozessdaten als auch etablierte Haushaltsbefragungen. In einem zweiten 

Schritt geben wir exemplarisch einen Eindruck über die Datengrundlagen in 

anderen Ländern. Im dritten und letzten Teil der Expertise diskutieren und 

bewerten wir zahlreiche Möglichkeiten zur Erweiterung der Datengrundlage. 
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2 Überblick über bestehende Datensätze 

Bereits heute gibt es in Deutschland verschiedenste Datensätze, die Informa-

tionen über Einkommen und Vermögen enthalten, und die mehr oder minder 

gut geeignet sind, um Analysen im oberen Bereich der Einkommens- und Ver-

mögensverteilung durchzuführen. 

Die vorhandenen Daten lassen sich grob in zwei Typen unterteilen: Einerseits 

Befragungsdaten, andererseits amtliche Registerdaten, die im Rahmen admi-

nistrativer Prozesse erhoben werden. Letztere umfassen für gewöhnlich die 

Grundgesamtheit aller Steuerzahler oder sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigten. Die Daten enthalten in der Regel alle relevanten Informationen, etwa 

zur Einkommensteuer oder der Sozialversicherung, und verfügen häufig über 

eine hohe Qualität, da es im Gegensatz zu Befragungen kaum Messfehler gibt. 

Allerdings enthalten administrative Datensätze keine Informationen über nicht 

prozessrelevante Merkmale, wie etwa die Haushaltssituation. 

Im Gegensatz dazu erlauben Befragungsdaten in der Regel einen sehr genauen 

Blick auf die Haushaltssituation und zahlreiche andere sozioökonomische 

Merkmale. Dafür sind die Befragungen jedoch häufig auf vergleichsweise we-

nige Haushalte beschränkt. Selbst in großen Erhebungen wie dem Mikrozensus 

ist die repräsentative Erfassung höchster Einkommen und Vermögen schwie-

rig. Zudem ist die Datenqualität häufig schlechter als bei administrativ erfass-

ten Daten, teils wegen unbewusst falscher Antworten, teils wegen bewussten 

Auslassens von Angaben. 

Im folgenden Kapitel geben wir einen Überblick über die relevanten beste-

henden Datensätze und diskutieren Vor- und Nachteile im Hinblick auf die 

Analyse höchster Einkommen und Vermögen. Bartels und Bönke (2015) geben 

einen ausführlicheren Überblick über mögliche Datengrundlagen bezüglich 

hoher Einkommen, Vermögen und Erbschaften in Deutschland. 

2.1 Administrative Prozessdaten 

2.1.1 Lohn- und Einkommensteuerstatistik (LEST) 

Die umfangreichsten Informationen über Einkommen und die verschiedenen 

Einkunftsarten lassen sich aus der Lohn- und Einkommensteuerstatistik ge-

winnen. Diese stellt eine Gesamterhebung der steuerpflichtigen Personen dar 
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und erlaubt daher detaillierte Auswertungen für die höchsten Einkommen. Die 

Lohn- und Einkommensteuerstatistik wird bereits seit Jahren für vielfältige 

Reichtumsanalysen genutzt, u.a. auch im Rahmen der Armuts- und Reich-

tumsberichterstattung der Bundesregierung zur Analyse der Struktur und Ver-

teilung hoher Einkommen (Merz et al. 2005, RWI/FiFo 2007, Peichl et al. 

2010).  

Unter gewissen Annahmen lassen sich die Daten über Kapital- und Gewinnein-

künfte auch nutzen, um Privatvermögen abzuschätzen (Saez und Zucman 

2014). Seit der Einführung der Abgeltungsteuer sind Kapitaleinkünfte in der 

Lohn- und Einkommensteuerstatistik unzureichend erfasst, was insbesondere 

am oberen Rand der Einkommensverteilung problematisch ist. Zudem werden 

die faktisch anonymisierten Daten der Lohn- und Einkommensteuerstatistik 

nur dreijährlich und mit einer Verzögerung von regelmäßig mehr als fünf Jah-

ren bereitgestellt. Auch das jährlich erscheinende Taxpayer Panel enthält der-

zeit lediglich Daten bis 2010. 

Eine zentrale Schwäche der Lohn- und Einkommensteuerstatistik für die Ein-

kommens- und Vermögensberichterstattung ist die – verglichen mit Befra-

gungsdaten – geringe Zahl von Kontextvariablen. So werden auf individueller 

Ebene lediglich ausgewählte Merkmale wie Wohnort, Geschlecht, Alter, Reli-

gion und Kinderzahl erfasst. Noch schwerer wiegt, dass der Haushaltskontext 

lediglich über die Zusammenveranlagung von Ehe- oder Lebenspartnern er-

fasst ist. Für andere Konstellationen – etwa unverheiratete Paare – liegen kei-

ne Haushaltsangaben vor. Damit ist die Lohn- und Einkommensteuerstatistik 

kaum geeignet, um die Ungleichheit auf Haushaltsebene zu untersuchen. Al-

lenfalls kann sie für einen begrenzten Abgleich mit – auf Basis anderer Datens-

ätzen durchgeführten – Analysen auf Haushaltsebene eingesetzt werden (vgl. 

etwa Armour et al. 2014).  

2.1.2 Lohndaten der Sozialversicherungen 

Durch den Rückgriff auf Daten der Arbeitslosen- oder Rentenversicherung 

lassen sich Lohnentwicklungen für einen großen Teil der Gesellschaft präzise 

abbilden. Aufgrund geringfügiger Beschäftigung und die Deckelung der Sozial-

abgaben an den Beitragsbemessungsgrenzen ist die Aussagekraft jedoch auf 

den Bereich zwischen dem 15. und dem 85. Perzentil der Lohnverteilung be-

grenzt (vgl. Dustmann et al. 2009, Bönke et al. 2015). Außerdem fehlen nicht 
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sozialversicherungspflichtige Selbständige und Beamte, andere Einkunftsarten 

(etwa Kapital- und Gewinneinkünfte) sowie der Haushaltskontext. Für die Ana-

lyse der Entwicklung und Verteilung höchster Einkommen bieten die in den 

vergangenen Jahren in anderen Bereichen der Ungleichheitsforschung häufig 

genutzten Sozialversicherungsdaten deshalb keine geeignete Grundlage. 

2.1.3 Vermögensdaten 

Seit dem Auslaufen der Vermögensteuer werden in Deutschland keine amtli-

chen Vermögensdaten mehr erhoben. Allein beim Vermögenserwerb durch 

Erbschaft oder Schenkung fallen administrative Daten an. Die Erbschaft- und 

Schenkungsteuerstatistik enthält die Gesamtheit der Steuerfälle und gibt Aus-

kunft über die Höhe ebenso wie die Zusammensetzung des empfangenen 

Vermögens. Der überwiegende Teil der Vermögensübertragungen findet je-

doch unterhalb der Freibeträge statt und ist daher in den Daten nicht enthal-

ten. Außerdem lassen sich einzelne Steuerfälle in der Statistik derzeit noch 

nicht auf der Ebene der Vermögensempfänger zusammenführen. Rückschlüsse 

auf das individuelle Vermögen des Vermögensempfängers sind aus diesem 

Grund unmöglich. Auch das Privatvermögen eines Erblassers ist schwer abzu-

schätzen, da Schenkungen und schlussendlich Erbfälle über viele Jahrzehnte 

gestreckt werden können. Für die Analyse höchster Vermögen ist sie daher 

ungeeignet. Ähnliches gilt für die Kaufpreissammlungen der Gutachteraus-

schüsse, die zudem bisher nicht einheitlich und zentral verfügbar sind. 

Im Rahmen der Grundsteuer liegen bei den Finanzbehörden Daten über den 

Grund- und Immobilienbesitz vor. Die Daten beziehen sich jedoch auf Ein-

heitswerte aus dem Jahr 1964 (bzw. 1935 in den östlichen Bundesländern) und 

geben nur entfernt Marktwerte wieder. Zudem sind die Grundsteuerdaten 

weder bundeseinheitlich aufbereitet noch für wissenschaftliche Analysen zu-

gänglich.  

2.1.4 Betriebs- und Unternehmensdaten 

Ein bedeutender Teil des Privatvermögens ist in Form von Betriebs- und Fir-

menkapital gebunden. Zahlreiche amtliche Statistiken enthalten Informatio-

nen zu Umsätzen, Mitarbeitern und Erträgen von Unternehmen und Betrieben 

in Deutschland, es fehlt jedoch eine Verknüpfung zu Individuen oder Haushal-

ten, die eine Analyse der Vermögensverteilung erst ermöglichen würde. 



  
Überblick über bestehende Datensätze 

8 

Die Daten der Gewerbe-, Umsatz- und Körperschaftsteuerstatistik stellen je-

weils eine Vollerhebung der steuerpflichtigen Unternehmen dar. Auf Grundla-

ge dieser Daten lässt sich ein präzises Bild der Unternehmenserträge erzielen. 

Letztere können wiederum mithilfe des Ertragswertverfahrens Aufschluss über 

das Betriebsvermögen geben. Ohne eine Zuordnung von Unternehmen zu 

natürlichen Personen oder Haushalten ist jedoch kaum eine Aussage über die 

Verteilung des Betriebsvermögens möglich. 

Aufschluss über eine solche Zuordnung bieten das Handelsregister und die 

Gewerbeanzeigenstatistik. Die beiden Datensätze lassen sich jedoch für wis-

senschaftliche Zwecke bisher nicht mit Mikrodaten der anderen Unterneh-

mensteuerstatistiken verknüpfen. Eine Verteilungsanalyse ist daher unmög-

lich. 

2.2 Befragungsdaten 

2.2.1 Sozio-Oekonomisches Panel (SOEP)  

Das seit 1984 erhobene SOEP liefert jährlich umfangreiche Paneldaten zu ak-

tuell ca. 22.000 Personen in etwa 12.500 Haushalten. Die Daten geben zeitnah 

Auskunft u.a. über die Haushaltszusammensetzung und Erwerbsbiographien 

sowie über die Einkommenssituation. In den Jahren 2002, 2007 und 2012 

wurden zudem Daten über die Vermögensverhältnisse erhoben. Das SOEP gilt 

allgemein als repräsentativ für die breite Bevölkerung, Aussagen über die Rän-

der der Einkommens- und Vermögensverteilung sind aber aufgrund der ver-

hältnismäßig kleinen Stichprobe naturgemäß schwierig. Die Abdeckung des 

oberen Randes wurde im Jahr 2002 durch eine zusätzliche Hocheinkommens-

stichprobe verbessert. Detaillierte Analysen innerhalb der Gruppe der reichs-

ten zehn Prozent (z.B. über das oberste Hundertstel oder Tausendstel der Ver-

teilung) bleiben jedoch weiterhin problematisch. 

2.2.2 Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 

Die amtliche Befragung zur Einkommens-, Vermögens-, Schulden- und Kon-

sumsituation privater Haushalte enthält Daten zu etwa 60.000 Haushalten. 

Trotz der großen Stichprobe ist die EVS nicht repräsentativ an den Rändern 

der Verteilung, insbesondere im oberen Bereich. Daher eignen sich die Daten 

nicht für Aussagen zu hohen und höchsten Einkommen oder Vermögen. Zu-
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dem erfolgt die Erhebung nur alle fünf Jahre, was die EVS für eine regelmäßige 

und zeitnahe Berichtslegung ungeeignet macht. 

2.2.3 Mikrozensus 

Die amtliche Befragung im Rahmen des Mikrozensus umfasst ein Prozent der 

Bevölkerung (etwa 683.000 Personen in 340.000 Haushalten) und stellt Daten 

zu Familie, Beruf, Einkommens-, Lebensunterhalts- und Bildungssituation zur 

Verfügung. Die Qualität der Befragung ist durch eine Auskunftspflicht höher 

als in anderen Befragungen. Dennoch zeigen Vergleiche mit anderen amtli-

chen Statistiken (etwa bezogen auf die Zahl der Erwerbstätigen), dass auch der 

Mikrozensus nicht uneingeschränkt repräsentativ ist. 

Der Mikrozensus fragt Daten zum persönlichen als auch zum Haushaltsein-

kommen ab. Die höchste Kategorie, die im Fragebogen für das persönliche 

Monatsnettoeinkommen angegeben werden kann, liegt jedoch bei 18.000 

Euro. Eine weitere Differenzierung innerhalb dieser Kategorie ist nicht mög-

lich, sodass sich höchste Einkommen nicht separat analysieren lassen. Es wäre 

jedoch lohnend, Analysen der Mikrozensus-Daten durchzuführen und die Er-

gebnisse mit den Auswertungen auf Basis anderer Datenquellen (bspw. SOEP, 

EVS, LEST) zu vergleichen. Auf diese Weise wäre ersichtlich, inwiefern Haus-

haltsbefragungen mit kleineren Stichproben für Analysen der hohen Einkom-

men geeignet sind. 

2.2.4 Private Haushalte und ihre Finanzen (PHF) 

In den Jahren 2010 und 2011 hat die Europäische Zentralbank in den Euro-

Ländern eine Befragung zu privaten Haushalten und ihren Finanzen durchge-

führt. Befragt wurden in Deutschland etwa 4.000 Haushalte mit einer Überre-

präsentation von wohlhabenden Haushalten. Die PHF-Daten liefern einen 

Überblick zur Schulden-, Vermögens-, Einkommens- und Konsumsituation der 

Haushalte. Aufgrund des geringen Stichprobenumfangs und einer geringen 

Antwortquote geben aber auch die PHF-Daten der Bundesbank nur unzu-

reichend Aufschluss über die Einkommens- und Vermögensverteilung inner-

halb des obersten Dezils der Verteilung. 
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2.2.5 Forbes und Manager Magazin 

Zusätzlich zu Befragungsdaten aus persönlichen oder telefonischen Interviews 

stellen die World’s Billionaires List von Forbes und die Liste des Manager Ma-

gazins zu den reichsten Deutschen anekdotische Evidenz über die höchsten 

Vermögen in Deutschland bereit. Trotz der vermeintlichen Präzision lassen 

sich weder die Qualität noch die Repräsentativität der Daten überprüfen. Stu-

dien von Bach et al. (2014) auf Basis des SOEP und Vermeulen (2014) auf Basis 

des PHF zeigen allerdings, dass sich die gesammelten Daten gut in die Vermö-

gensverteilung einfügen und dazu beitragen, die Vermögensaggregate der 

volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung signifikant besser zu treffen. Kombi-

niert mit jährlichen Vermögensdaten der Gesamtbevölkerung (etwa einer jähr-

lichen Erhebung des SOEP-Vermögensmoduls) ließe sich auf dieser Grundlage 

zeitnah und regelmäßig eine Annäherung an die Entwicklung im Bereich 

höchster Vermögen erreichen. Es ist jedoch auf Grundlage der bisher zur Ver-

fügung stehenden Daten nicht möglich, die Güte und die Präzision dieser Ab-

schätzung zu überprüfen. 

3 Datenzugang im internationalen Vergleich 

Begünstigt durch die technologische Entwicklung hat in der wirtschaftswissen-

schaftlichen Forschung seit Mitte der 1990er Jahre ein kontinuierlicher 

Schwenk weg von Befragungsdaten und hin zu administrativen Prozessdaten 

stattgefunden (Chetty 2012). Während Befragungen wie das SOEP in den 

1980er Jahren die einzig zugänglichen Mikrodaten darstellten, haben viele 

Länder über die letzten ein bis zwei Jahrzehnte hinweg verstärkt amtliche 

Mikrodaten für wissenschaftliche Zwecke zugänglich gemacht. Auch in 

Deutschland wurden zunehmend existierende Datensätze für Forschungsvor-

haben bereitgestellt. 

Während etwa deutsche Arbeitsmarkt- und Sozialversicherungsdaten sogar 

international sehr gefragt sind (das FDZ des Instituts für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung, IAB, betreibt auch außerhalb Deutschlands zahlreiche For-

schungsdatenzentren), hinken andere Statistiken in Deutschland der internati-

onalen Entwicklung spürbar hinterher. Dies gilt sowohl im Hinblick auf den 

Umfang der bereitgestellten Merkmale als auch bezogen auf die Möglichkei-

ten, die verschiedenen amtlichen Statistiken untereinander und mit externen 
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Daten zu verknüpfen. Dies ist nicht nur aus Sicht der Forschung schade, denn 

Verknüpfungen über Datensätze hinweg erlauben auch Qualitätskontrollen 

und Kostensenkungen für administrative Prozesse. Thomsen und Holmøy 1998 

zeigen etwa für Norwegen, dass sich die Datenqualität durch die Verknüpfung 

verschiedener Datensätze deutlich erhöht hat. 

Ein weiterer Schwachpunkt besteht darin, dass der Zeitraum zwischen der 

Erhebung der Daten und ihrer Bereitstellung für die Forschung in Deutschland 

häufig sehr lang ist. Dies gilt besonders für Steuerdaten und andere amtliche 

Mikrodaten. 

Das folgende Kapitel stellt exemplarisch einige internationale Vorzeigeprojekte 

vor und illustriert das Potential eines besseren Datenzugangs für Forschungs-

zwecke und evidenzbasierte Maßnahmenevaluation in der Wirtschaftspolitik.1 

Vorreiter bei der Verknüpfung von amtlichen Registerdaten sind die skandina-

vischen Länder. Aber auch in Ländern ohne persönliche Identifikationsnum-

mern sind Analysen möglich, die über die derzeit existierenden Datenzugänge 

in Deutschland hinausgehen. 

3.1 Dänemark 

Mit umfassenden administrativen Mikrodaten über die Grundgesamtheit aller 

Einwohner Dänemarks analysieren Kleven et al. (2014) beispielsweise die 

Auswirkungen der Besteuerung von Spitzenverdienern auf die Zu- und Ab-

wanderung in Dänemark. Neben Lohn- und Steuerdaten stehen den Autoren 

dabei auch der Migrationsstatus sowie Arbeitsmarktdaten und andere sozio-

demographische Daten zur Verfügung. Auf Basis dieser Daten zeigen die Auto-

ren, dass eine Senkung des Spitzensteuersatzes für Einwanderer in den Folge-

jahren zu einer deutlich gestiegenen Zuwanderung von Topverdienern geführt 

hat. Eine umfassende deskriptive Analyse zu Ungleichheit, Armut und Reich-

tum auf Basis dieser Daten findet sich z.B. in Bjørnskov et al. (2012). 

 
                                                        
1
 Die Literaturauswahl ist bewusst breit gewählt, um die über die deskriptive Analyse von 

hohen Einkommen und Vermögen hinausgehenden Möglichkeiten zu skizzieren. In allen 
ausgewählten Ländern werde die (verknüpften) administrativen Daten für solche deskrip-
tiven Analysen genutzt. Diese Berichte sind oft jedoch nur in der jeweiligen Landessprache 
verfügbar. 
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3.2 Finnland 

In Finnland wurde im Zuge der Umsetzung der EU-Verordnung Nr. 223/2009 

über europäische Statistiken eine Reform des Statistikgesetzes beschlossen, 

die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern einen besseren Zugang zu ad-

ministrativen Daten ermöglicht (siehe dazu Art. 23). Die Reform macht es ex-

plizit zur Aufgabe der amtlichen Statistik, der Wissenschaft Daten zur Verfü-

gung zu stellen. Zudem wurden Steuergeheimnis, Datenschutz und Anonymi-

sierungsvorschriften so angepasst, dass eine Verknüpfung von Datensätzen für 

wissenschaftliche Zwecke ermöglicht wurde. Eine umfassende deskriptive 

Analyse zu Ungleichheit, Armut und Reichtum auf Basis dieser Daten findet 

sich z.B. in Blomgren et al. (2012). 

3.3 Niederlande 

In den Niederlanden können über eine persönliche Identifikationsnummer 

verschiedene amtliche Register untereinander verbunden und mit Befra-

gungsdaten verknüpft werden. Auf diese Weise werden demographische Da-

ten, administrative Einkommens- und Steuerdaten, amtliche Arbeitsmarkt- 

und Bildungsinformationen und bezogene Sozialleistungen zusammen mit 

Befragungsdaten verfügbar gemacht. Seit 2001 bietet der entstandene Daten-

satz auch die Grundlage für den so genannten Virtual Census, der die Durch-

führungskosten des Zensus massiv senken konnte. Eine umfassende deskripti-

ve Analyse zu Ungleichheit, Armut und Reichtum auf Basis dieser und anderer 

Daten findet sich z.B. in Salverda et al. (2012). 

3.4 Norwegen 

Auf Basis von Daten der norwegischen Statistikbehörde untersuchen Aaberge 

et al. (2011) die Chancenungleichheit in Norwegen. Grundlage dafür ist eine 

Kombination von soziodemografischen Daten mit Einkommens- und Steuerda-

ten. Norwegische Behörden ermöglichen es, Kinder und Eltern innerhalb der 

verschiedenen Register einander zuzuordnen und so intergenerationelle Ana-

lysen durchzuführen. Mittels einer geografischen Zuordnung der erfassten 

Haushalte untersuchen Aaberge et. al (2010) den Einfluss von staatlichen Leis-

tungen und öffentlichen Gütern auf Ungleichheits- und Armutsmaße. Eine 
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umfassende deskriptive Analyse zu Vermögensungleichheit auf Basis dieser 

Daten findet sich z.B. in Epland und Kirkeberg (2012). 

3.5 Schweden 

Auf Grundlage einer Vollerhebung der in Schweden geborenen Personen ana-

lysieren Björklund et al. (2012) die Einkommensmobilität. Durch das Einkom-

mensregister stehen jährliche Daten zu Arbeits-, Geschäfts- und Kapitalein-

künften zur Verfügung. Zudem können allen Personen Daten des schwedi-

schen Bildungsregisters und der Vermögens- und Eigentumsregister zugeord-

net werden. Dadurch können etwa Informationen über kognitive Fähigkeiten 

und das Privatvermögen gemeinsam analysiert werden. Darüber hinaus lassen 

sich die Daten von Eltern und Kindern über Generationen verknüpfen. Auf 

Basis dieser Daten stellen die Autoren fest, dass insbesondere das Familien-

vermögen und nicht etwa kognitive Fähigkeit für die hohe Korrelation von 

Reichtum über Generationen hinweg verantwortlich ist. Roine und Walden-

ström (2008, 2009) analysieren auf Basis dieser Daten die Entwicklung von 

hohen Einkommen und Vermögen in Schweden seit Ende des 19. Jahrhun-

derts.  

3.6 Vereinigtes Königreich 

Die britische Steuerbehörde stellt mit dem HMRC Datalab ein internes For-

schungsdatenzentrum bereit, in dem Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-

ler Zugang zu umfangreichen Zoll- und Steuerdaten erhalten. Forscherinnen 

und Forscher erhalten nur Zugriff auf anonymisierte Daten. Jedoch erlaubt das 

HMRC, für Sonderauswertungen Beobachtungen über Datensätze hinweg zu 

verknüpfen. Auch eine Verknüpfung mit Umfragedaten ist möglich. Derzeit 

sind im Datalab etwa Mikrodaten zu Gewerbe- und Unternehmensteuern, 

Handel, persönlichen Einkommen, Kapitalertragsteuern, Gebäude- und Ein-

kommensteuern zu finden. Best und Kleven (2015) nutzen diese Daten, um 

den Effekt der Grunderwerbsteuer auf Immobilientransaktionspreise zu be-

stimmen. Zahlreiche deskriptive Analysen zu hohen Einkommen und Vermö-

gen wurden von Tony Atkinson durchgeführt (z.B. Atkinson 2005).  
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3.7 Vereinigte Staaten 

Eine erste deskriptive Analyse der Ungleichheit hoher Einkommen auf Basis 

aggregierter Steuerdaten war die bahnbrechende und sehr einflussreiche Ar-

beit von Piketty und Saez (2003). Anschließend entwickelte sich in den USA 

eine prominent geführte Debatte über Möglichkeiten zur Erweiterung des 

Datenzugriffs auf administrative Statistiken (Card et al., 2010). Mittlerweile 

erhalten Wissenschaftler in den USA über das Data Warehouse der Steuerbe-

hörde IRS Zugriff auf die Mikrodaten zu sämtlichen Steuern. Über Steuer-

nummern können die verschiedenen Statistiken miteinander verknüpft wer-

den. 

Chetty et al. (2014) analysieren mit diesen Daten die intergenerationelle Ein-

kommensmobilität in den USA. Die Steuerbehörde verbindet Eltern und Kinder 

in der amtlichen Statistik über die Zeit hinweg, so dass die Autoren im Zeitver-

lauf beobachten können, inwieweit sich das Einkommensniveau der Kinder 

durch die Einkommensverhältnisse der Eltern erklären lässt. Zusätzlich ermög-

licht die Steuerbehörde eine feingliedrige geographische Kodierung. Dadurch 

lassen sich räumliche Unterschiede in der Einkommensmobilität zwischen den 

Generationen analysieren. Mian et al. (2013) können durch eine kleinteilige 

geographische Auswertung des Grund- und Immobilienvermögens und die 

Kombination mit Konsumentendaten von MasterCard den Einfluss der Immo-

bilienpreisblase auf die Entwicklung der Konsumverteilung in den USA analy-

sieren. 

Saez und Zucman (2014) nutzen Mikrodaten der Einkommensteuer in den USA 

über verschiedene Arten von Kapital- und Gewinneinkünften, um daraus die 

Vermögensverteilung zu approximieren. Durch einen Abgleich mit aggregier-

ten amtlichen Vermögensdaten können die Autoren den Grad der Kapitalisie-

rung verschiedener Formen von Vermögen abschätzen und so von Einkommen 

auf Vermögensbestände rückschließen. Ihre Ergebnisse zeigen einen dramati-

schen Anstieg der Vermögensungleichheit seit den 1980er Jahren, der insbe-

sondere durch die Vermögensentwicklung der reichsten 0,1 Prozent der Haus-

halte getrieben ist. 
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4 Möglichkeiten zur Erweiterung der Datengrundlage 

Vor dem Hintergrund der bestehenden Datensätze und den internationalen 

Erfahrungen mit dem Datenzugang für Forschungszwecke wird im Folgenden 

diskutiert, wie der Datenzugang in Deutschland erweitert und die Datengrund-

lage über höchste Einkommen und Vermögen verbessert werden kann. Wir 

gruppieren die Vorschläge in: 

1. Kurzfristige Maßnahmen, die weitestgehend ohne Änderung der 

gesetzlichen Grundlagen auskommen würden und damit politisch 

weniger aufwändig sind, dafür aber auch lediglich eine verbesserte 

Annäherung an die höchsten Einkommen und Vermögen erlauben. 

2. Mittelfristige Maßnahmen, die insbesondere auf die Verknüpfung 

der bereits heute getrennt zur Verfügung stehenden amtlichen Da-

tensätze und die Verknüpfung von administrativen Prozessdaten 

mit Befragungsdaten etwa des PHF oder des SOEP abzielen. Diese 

Maßnahmen erfordern teilweise eine politische Einigung (für die 

notwendigen Gesetzesänderungen), wären aber teilweise auch 

heute schon auf Arbeitsebene umsetzbar, sofern die personellen 

Kapazitäten dafür bereitgestellt würden.2 

3. Langfristige Maßnahmen, mit denen ein umfassender und präziser 

Erkenntnisgewinn bzgl. höchster Einkommen und Vermögen ver-

bunden wäre. Diese Maßnahmen sind jedoch so weitreichender Na-

tur, dass sie kaum allein aufgrund des Berichts- und Erkenntnisinte-

resses an höchsten Einkommen und Vermögen umgesetzt werden 

dürften. 

Die Unterscheidung zwischen kurz-, mittel- und langfristigen Maßnahmen ent-

spricht auch den Verwirklichungschancen und dem geschätzte Aufwand. All-

 
                                                        
2 Das Gesetz über Steuerstatistiken (StStatG) erlaubt bereits grundsätzlich das Zusammen-
führung von Einzelangaben (§ 7a) für wissenschaftliche Analysen. Evtl. wäre es sinnvoll § 3 
(1) Nr. 1 (d) und § 13a des Bundesstatistikgesetzes dahin gehend zu ändern, dass nicht nur 
Einzelangaben, sondern auch verknüpfte Statistiken der Wissenschaft zugänglich gemacht 
werden sollten und die Verknüpfung sämtlicher Datensätze möglich sein sollte, wie z.B. in 
der Verordnung (EG) Nr. 223/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
März 2009 über europäische Statistiken gefordert.  
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gemein gilt allerdings, dass die Validität der zu erwartenden Ergebnisse insbe-

sondere im zweiten und dritten Block deutlich höher ist als im Bereich der 

kurzfristigen Maßnahmen. Insofern muss eine politische Abwägung über die 

Reihenfolge und den Vorrang einzelner Maßnahmen erfolgen.  

 

4.1 Kurzfristig: Ausweitung amtlicher Erhebungen 

4.1.1 Einkommen und Vermögen im Mikrozensus 

Ein Kernprojekt zur Verbesserung der Datengrundlage über höchste Einkom-

men und Vermögen wäre die Erweiterung des Mikrozensus. Der Mikrozensus 

zeichnet sich nicht nur durch eine große Stichprobe und eine vergleichsweise 

hohe Repräsentativität aus, sondern enthält auch umfangreiche Informationen 

zum Haushaltskontext. Zudem ist die Befragung über Jahrzehnte hinweg ver-

bessert und evaluiert worden. Zu diversen Zwecken wurden auch bereits frei-

willige und zusätzliche Befragungsmodule zu bestimmten Aspekten erprobt. 

Der Mikrozensus enthält zwar schon heute Daten zur Einkommenssituation 

der Haushalte, um eine akkurate Beschreibung höchster Einkommen und 

Vermögen im Mikrozensus zu erreichen, sollte jedoch 

1. das exakte Einkommen (und nicht Einkommenskategorien, die nach 

oben begrenzt sind) abgefragt werden,  

2. ein sehr detailliertes Modul mit Fragen zu Vermögensbestand und 

Vermögenszusammensetzung eingefügt werden, das möglichst Teil 

der verpflichtend zu beantwortenden Abschnitte werden sollte, 

3. eine anonymisierte Verknüpfung mit amtlichen Datensätzen erlaubt 

werden, wahlweise über eine nachträgliche Verknüpfung oder die 

Abfrage der Steuer-Identifikationsnummer im Fragebogen, 

4. ein Reichtumsmodul etabliert werden, für das insbesondere Haus-

halte in Gemeinden mit überdurchschnittlich hohen Einkommen 

und Vermögen befragt werden. 

Die Aussagekraft eines solchen Datensatzes für Fragen nach der Verteilung 

insbesondere höchster Einkommen und Vermögen ist im Vergleich zur Situati-

on heute kaum zu überschätzen. Durch die Verknüpfung mit administrativen 
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Prozessdaten ließe sich sowohl die Qualität der Daten als auch die Repräsenta-

tivität der Verteilung prüfen. Gleichzeitig würde der bisher bereits bestehende 

Fragebogen umfangreiche Informationen zum Haushaltskontext liefern. Durch 

eine gezielte Stichprobenziehung in Gemeinden mit hohem Einkommensteu-

eraufkommen oder hohen Immobilienpreisen ließe sich die Repräsentativität 

am oberen Ende der Verteilung weiter verbessern. Eine Erweiterung des Mik-

rozensus ließe sich ebenso wie eine Verknüpfung von amtlichen Daten aus 

Mikrozensus und Steuer- oder Sozialversicherungsdaten aus rein technischer 

Sicht verhältnismäßig kurzfristig umsetzen, sofern die rechtlichen Grundlagen 

etwa über eine entsprechend geänderte Mikrozensusverordnung geschaffen 

würden. 

4.1.2 Verstärkte regionale Auswertung bestehender Statistiken 

Neben der Aufnahme zusätzlicher Module und spezieller Fragen in amtliche 

Befragungen sollte ein Schwerpunkt auf die verstärkte regionale Auswertung 

gelegt werden. Einerseits wäre schon allein die räumliche Konzentration von 

Einkommen und Vermögen und deren Entwicklung im Zeitablauf von erhebli-

chem Interesse für die Ungleichheitsforschung. Durch die detaillierte geografi-

sche Auswertung der Steuerstatistiken etwa auf der Ebene von Gemeinden, 

Gemeindeverbänden oder Kreisen und kreisfreien Städten ließe sich zudem 

auf die gezielte Überrepräsentierung von Einkommens- oder Vermögensstar-

ken Haushalten in den Befragungsdaten hinarbeiten. Möglicherweise würde 

allerdings ein neuer Zielkonflikt entstehen, da durch eine feingliedrige geogra-

fische Auswertung die Gefahr einer Identifikation einzelner Steuerzahler stei-

gen würde. Für den Zweck der gezielten Stichprobenziehung und Überreprä-

sentierung von Regionen mit hohen Durchschnittseinkommen dürfte jedoch 

bereits die Auswertung eines einzelnen Merkmals wie dem Gesamtbetrag der 

Einkünfte oder dem zu versteuernden Einkommen ausreichen. 

Derzeit sind die Lohn- und Einkommensteuerstatistik und das Taxpayer Panel 

lediglich auf Ebene der Bundesländer zugänglich, eine detailliertere Auswer-

tung ist für wissenschaftliche Zwecke nicht möglich. Die Befragungen des Mik-

rozensus und der EVS stehen zwar prinzipiell auf Gemeindeebene zur Verfü-

gung, die Statistischen Ämter haben allerdings nicht nur ein Widerspruchs-

recht bzgl. der Datenschutzbestimmungen, sondern bewerten Forschungsan-

träge derzeit inhaltlich-methodisch und müssen regionale Auswertungen ge-
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sondert freigeben. Dieser eingeschränkte Zugang ließe sich durch die verstärk-

te Datenfreigabe in Forschungsdatenzentren oder in den Finanzverwaltungen 

unter strengen Datenschutzrichtlinien erheblich erleichtern. Gesetzlich stünde 

der verstärkten Verfügbarkeit administrativer geografischer Merkmale in den 

Daten nichts entgegen, da die Vertraulichkeit weiterhin gewährleistet wäre.  

4.1.3 Aufbereitung bestehender Einkommen- und Vermögensteuerdaten 

Bis Mitte der 1990er Jahre wurden im Rahmen der amtlichen Statistik für die 

Gesamtheit der Bevölkerung administrative Daten über Einkommen und Ver-

mögen erhoben. Die Aufbereitung und Verknüpfung von Mikrodaten aus Ver-

mögensteuer- und Einkommensteuerstatistik für ein gemeinsames Veranla-

gungsjahr (1995) würde der Wissenschaft eine valide und repräsentative 

Grundlage zur gesicherten Überprüfung von Schätzverfahren wie in Bach et al. 

(2014), Saez und Zucman (2014) und Vermeulen (2014) bereitstellen. 

Es ist fraglich, ob die entsprechenden Mikrodaten überhaupt noch vorliegen 

und wie hoch der administrative Aufwand zur Aufbereitung dieser Daten wäre. 

Aus wissenschaftlicher Sicht wären sie jedoch von großem Interesse, um Kor-

relationsmuster sowie kausale Zusammenhänge zu identifizieren und beste-

hende Schätzmethoden auf einer gemeinsamen Datenbasis zu validieren. Ins-

besondere wäre eine solche Auswertung nicht mit Gesetzesänderungen ver-

bunden, sondern könnte im Rahmen der Arbeit der Finanzverwaltungen, der 

statistischen Ämter oder von wissenschaftlichen Instituten umgesetzt werden. 

4.2 Mittelfristig: Verknüpfung bestehender Datensätze 

4.2.1 Verknüpfung von EVS, SOEP und PHF mit administrativen Daten 

Analog zur Erweiterung des Mikrozensus ließen sich auch die Befragungen im 

Rahmen der EVS oder dem SOEP sowie die PHF-Befragung nutzen, um amtli-

che Mikrodaten mit Befragungsdaten auf Haushaltsebene zu verknüpfen. Der 

Hauptnachteil liegt hier in der fehlenden Repräsentativität der zugrundelie-

genden Stichproben an den Rändern der Verteilung. Dennoch könnte die Ver-

knüpfung mit administrativen Prozessdaten helfen, die Repräsentativität zu 

prüfen und die Abdeckung der Verteilung von Einkommen und Vermögen zu 

validieren. Dazu würde sich erneut die Abfrage von Steuer-ID und Sozialversi-
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cherungsnummer anbieten. Die Befragungen in EVS und PHF könnten zudem 

häufiger durchgeführt werden. 

In zahlreichen Ländern können Befragungsdaten mit administrativen Erhebun-

gen aus der Einkommensteuerstatistik oder anderen amtlichen Registern ver-

bunden und so die Aussagekraft der Befragungen deutlich gesteigert werden. 

Ein Zusammenspielen wäre auch in Deutschland technisch ohne weiteres mög-

lich. Für die Datenproduzenten fallen vergleichsweise geringe Kosten an, de-

nen der Ertrag in Form eines noch einmal deutlich attraktiveren Datenange-

bots gegenübersteht. Die Verknüpfung scheitert in Deutschland derzeit jedoch 

am Verbot, Individualdaten einer amtlichen Statistik mit anderen Individualda-

ten zu kombinieren. Selbst ein wahrscheinlichkeitsbasiertes Verfahren zur 

Verknüpfung aufgrund von beobachtbaren Merkmalen ist für externe Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftler derzeit nicht möglich, obwohl bereits vor 

Jahren über entsprechende Verfahren diskutiert wurde (siehe etwa Lenz und 

Zwick 2007).  

Eine statistische Verknüpfung wäre ohnehin zwar ein nützlicher erster Schritt, 

würde aber zugleich neue Unsicherheitsfaktoren in die Analyse einführen. Für 

eine repräsentative und verlässliche Auswertung der Verteilung im Bereich 

höchster Einkommen und Vermögen bliebe der Erkenntnisgewinn daher ver-

mutlich eher begrenzt und auf reine Datenvalidierungen beschränkt. Wichtiger 

und verlässlicher wäre eine Änderung der rechtlichen Grundlagen, so dass ein 

Verknüpfen von Einzelfällen für Forschungszwecke und unter Aufsicht der Fi-

nanzverwaltungen oder der Statistischen Ämter ermöglicht würde (analog zur 

Regelung für Verlaufsuntersuchungen gemäß § 2c (2), § 7a (2) StStatG). 

4.2.2 Verknüpfung von Unternehmensstatistiken 

Schon heute stellen die amtlichen Statistiken zahlreiche wertvolle Datensätze 

zur Unternehmenslandschaft in Deutschland bereit. Um diese Daten in Bezug 

auf die Vermögensverteilung und insbesondere die höchsten Vermögen nutz-

bar zu machen, bedarf es einer Verknüpfung zwischen den verschiedenen Da-

tensätzen und auch einer Verknüpfung mit Personen- oder Haushaltsdaten. 

Dies würde eine Kombination von Daten des Unternehmensregisters mit ad-

ministrativen Daten aus Gewerbe-, Körperschaft- und Umsatzsteuerstatistik 

implizieren. Die zusätzliche Hinterlegung von Steuer-Identifikationsnummern 
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der Anteilseigner zumindest für Personengesellschaften würde einen großen 

Erkenntnisgewinn im Bereich von Betriebsvermögen bedeuten. 

Im Bereich der Unternehmensteuerstatistiken und des Unternehmensregisters 

gibt es bereits heute teilweise Verknüpfungen, die jedoch nicht für die Wis-

senschaft nutzbar sind. Eine zusätzliche Verknüpfung etwa über Umsatzsteuer-

Identifikationsnummern dürfte aber prinzipiell administrativ umsetzbar sein 

und wäre weder mit Gesetzesänderungen noch grundsätzlichen rechtlichen 

Problemen verbunden. Administrativ aufwändiger wäre eine Verbindung der 

steuerlichen Daten mit Auskünften über die Eigentumsstruktur. Hierzu bedürf-

te es zwar keiner neuen gesetzlichen Grundlage, die Schaffung einer solchen 

Statistik könnte jedoch sinnvollerweise in einem Pilotprojekt testweise für ein 

Bundesland oder eine bestimmte Region angegangen werden. Auch ohne eine 

Verbindung von Unternehmensdaten und Eigentumsstrukturen wäre jedoch 

allein die Unternehmensseite bereits aufschlussreich, da heute praktisch kei-

nerlei Erkenntnisse über die Struktur, Entwicklung und Verteilung von Be-

triebsvermögen vorliegen. Eine gemeinsame Betrachtung mit Erträgen würde 

zudem wertvolle Erkenntnisse zur Tragfähigkeit von Erbschaft- und Schen-

kungsteuer ebenso wie anderen vermögensbezogenen Steuern erlauben.  

4.2.3 Verknüpfung und Vollerhebung von Erbschaften und Schenkungen 

Die Erbschaft- und Schenkungsteuer ist aus den oben genannten Gründen in 

der derzeitigen Form wenig geeignet, um Aussagen über höchste Einkommen 

und Vermögen zu treffen. Im Rahmen der aktuellen politischen Diskussion 

über eine Reform der Erbschaftsteuer und insbesondere die Bewertung von 

Betriebsvermögen, könnte jedoch auch über eine verbesserte Aufbereitung 

der Vermögensübertragungen nachgedacht werden. Dazu wäre es wichtig, die 

Bemessungsgrundlage möglichst breit zu gestalten und so wenig Ausnahmen 

wie möglich zu schaffen. Dies gilt besonders im Bereich der Betriebsvermögen, 

die einen erheblichen Teil des Vermögens der reichsten Haushalte darstellen. 

Es gibt drei zentrale Ansatzpunkte für eine bessere Berichtslegung auf Grund-

lage der Erbschaftsteuerdaten. Derzeit ist „davon auszugehen, dass die über-

wiegende Zahl der Erwerbe aufgrund der Freibeträge zu keiner Steuerfestset-

zung führt und somit in der Statistik nicht enthalten ist“ (Statistisches Bundes-

amt, 2013, S. 5). Es wäre daher erstens zweckmäßig, die amtliche Statistik 

auch um nicht-steuerpflichtige Fälle von Vermögensübertragungen zu erwei-
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tern. Nur so könnte mittels der Erbschaft- und Schenkungsteuer verlässlich auf 

die Verteilung des Privatvermögens geschlossen werden. Zweitens wäre eine 

zusätzliche Auswertung der Erbschaft- und Schenkungsteuerstatistik nach Erb-

lassern aufschlussreich. Derzeit werden in der veröffentlichten Statistik ledig-

lich Steuerfälle näher betrachtet. Ein einzelner Steuerfall lässt aber weder auf 

das Privatvermögen des Erblassers noch des Erben schließen. Die Auswertung 

nach Erblassen könnte schon mit der derzeitigen Datengrundlage zum regulä-

ren Bestandteil der Veröffentlichung des Statistischen Bundesamts werden. 

Drittens würde auch im Falle der Erbschaft- und Schenkungsteuer eine Ver-

knüpfung der verschiedenen administrativen Datensätze einen erheblichen 

Erkenntnisgewinn mit sich bringen. Insbesondere die Kombination mit dem 

Taxpayer Panel würde längerfristig gesehen sehr detaillierte Analysen über die 

Korrelation von hohen Einkommen, hohen Vermögen und hohen Erbschaften 

ermöglichen. Allerdings wäre eine solche Datengrundlage erst mit erheblicher 

zeitlicher Verzögerung nutzbar und auch nur über einen längeren Zeitraum 

hinweg summiert zu betrachten, da ein relevanter Teil der Vermögensübertra-

gungen ja erst mit dem Erbfall in der Statistik erfasst würde und durch etwaige 

vorherige Schenkungen ein Teil des Vermögens schon vorab übertragen wird. 

4.2.4 Grundsteuerregister und Gutachterausschussdaten 

Nach den Schätzungen von Piketty (2014) stellen Grund- und Immobilienver-

mögen den überwiegenden Teil des gesamten Privatvermögens in Deutsch-

land. Mit den administrativen Daten der kommunalen Grundsteuer liegen in 

Deutschland prinzipiell detaillierte Mikrodaten zu Objekten und Eigentümern 

vor. Bisher existiert jedoch keine bundeseinheitliche Statistik und auch die 

Daten einzelner Finanzverwaltungen sind nicht für die Wissenschaft zugäng-

lich. Eine solche Datengrundlage zu schaffen und für die Wissenschaft zu öff-

nen, würde voraussichtlich einige Jahre in Anspruch nehmen. Im Rahmen der 

politischen Diskussion über die Reform der Grundsteuer wäre mit einer sol-

chen Datenbank aber ein zusätzlicher Erkenntnisgewinn verbunden. Da die 

Bewertung Aufgabe der Landesfinanzverwaltungen ist, müsste eine entspre-

chende Einigung der Bundesländer erreicht werden. Auch hier ist eine Ver-

knüpfung mit anderen amtlichen Statistiken notwendig, um ein umfassendes 

Bild der höchsten Einkommen und Vermögen zu erhalten. 
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Mit Blick auf Grund- und Immobilienvermögen wäre auch eine bundesweite 

Zusammenfassung der Daten der Gutachterausschüsse (Bodenrichtwerte und 

Kaufpreissammlungen) ein wertvoller Baustein. Kombiniert mit georeferen-

zierten Daten aus der Grundsteuerstatistik, ließe sich auf diese Weise dem 

Missverhältnis zwischen Einheitswerten und Marktpreisen begegnen. Auch 

der Zusammenführung der Gutachterausschussdaten ginge jedoch ein länge-

rer politischer Prozess voraus, der eine kurzfristige Verwirklichung unrealis-

tisch erscheinen lässt, zumal die Kaufpreissammlung bisher nicht für die Gut-

achterausschüsse aller Bundesländer vorliegt. 

4.3 Langfristig: Änderungen in der Steuer- und Finanzgesetzgebung 

4.3.1 Reintegration der Abgeltungsteuer in die Einkommensteuer 

Die Einführung der so genannten Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge im Jahr 

2009 hat den Erkenntniswert der Lohn- und Einkommensteuerstatistik bzw. 

des Taxpayer Panels im Hinblick auf höchste Einkommen deutlich reduziert. Da 

aufgrund der Günstigerprüfung zwischen dem einheitlichen Steuersatz der 

Abgeltungsteuer und dem individuellen Grenzsteuersatz in der Einkommens-

teuer höchstens niedrige Kapitaleinkommen noch repräsentativ in der Steuer-

statistik enthalten sein dürften, sind Aussagen über die Kapitaleinkünfte der 

einkommensstärksten Haushalte seit 2009 faktisch kaum möglich. 

Die Erhebung und eine mit der Einkommensteuerstatistik verknüpfte Aufbe-

reitung der Abgeltungsteuerfälle könnte dieses Problem ebenso lösen wie die 

Abschaffung der Abgeltungsteuer und die Wiedereingliederung von Kapital-

einkünften in die progressive Einkommensteuer. Während die Datenerhebung 

und -verknüpfung mit zusätzlichem Aufwand etwa seitens Banken und Finanz-

verwaltungen verbunden wäre, ist letzteres insbesondere eine Frage des poli-

tischen Willens. Da Kapitaleinkünfte stärker als andere Einkunftsarten im Be-

reich der höchsten Einkommen konzentriert sind, wäre eine Reintegration in 

die Statistik von zentraler Bedeutung für die Einkommensberichtslegung. Dar-

über hinaus könnten diese Einkünfte dem Ansatz von Saez und Zucman (2014) 

folgend genutzt werden, um Rückschlüsse auf das zugrunde liegende Vermö-

gen zu ziehen. 
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4.3.2 Erweiterte Berichtspflichten in den Sozialversicherungen 

Im Zusammenhang mit einer umfassenderen Berichterstattung über höchste 

Einkommen wird regelmäßig auch die Aufhebung der Beitragsbemessungs-

grenze in den Sozialversicherungen als Ansatzpunkt diskutiert. Auch ohne die 

Abschaffung der Grenze könnte der Gesetzgeber die Sozialversicherung ver-

pflichten, zu statistischen Zwecken das Gehalt exakt zu erheben. Alternativ 

könnte die gesetzliche Unfallversicherung genutzt werden, um ein genaueres 

Abbild höchster Einkommen zu erhalten. Dort wird die gesamte Lohnsumme 

verbeitragt, eine Beitragsbemessungsgrenze existiert nicht – allerdings existie-

ren keine individuellen Versicherungskonten. Eine entsprechende Änderung 

hätte demnach einen erhöhten administrativen Aufwand zur Folge. Weitere 

Nachteile der Sozialversicherungsdaten sind der fehlende Haushaltskontext 

und die Beschränkung auf sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, d.h. Be-

amte, Selbständige und Rentner fehlen in den Daten. Außerdem stellen 

Lohneinkünfte im Rahmen der Berichtslegung über höchste Einkommen ein 

vergleichsweise geringes Problem dar. In der Lohn- und Einkommensteuersta-

tistik sind Lohneinkünfte vollständig erhoben und auch oberhalb der Beitrags-

bemessungsgrenze exakt zu beziffern. Aus Gründen der Berichtslegung über 

höchste Einkommen sind die Sozialversicherungen insofern kein zentraler An-

satzpunkt. Dies gilt umso mehr, als der Haushaltskontext über zusammenver-

anlagte Paare und abhängige Kinder in der Steuerstatistik anders als in den 

Sozialversicherungen zumindest ansatzweise Berücksichtigung findet. 

4.3.3 Wiedereinführung einer Vermögensteuer 

Alle aktuell existierenden Analysen über die Vermögensungleichheit und den 

Bereich der höchsten Vermögen basieren auf Befragungsdaten (SOEP, PHF) 

oder anekdotischer Evidenz (Forbes, Manager Magazin). Die bisher von uns 

vorgeschlagen Maßnahmen zielen insbesondere auf die verstärkte Nutzung 

bestehender Statistiken ab, da dies politisch mit den geringsten Widerständen 

verbunden sein dürfte. Bis zum Jahr 1995 gab es im Rahmen der Vermögen-

steuer jedoch bereits eine regelmäßige und umfassende Berichterstattung 

über die Vermögensverteilung und die höchsten Vermögen in Deutschland. 

Im Hinblick auf die repräsentative und präzise Berichtslegung zu den vermö-

genstärksten Haushalten in Deutschland wäre die Wiedereinführung einer 

Vermögensteuer ein wichtiger Meilenstein. Es gibt in Deutschland zwar erheb-
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lichen politischen Widerstand gegen die Wiedererhebung, wie zuletzt auch am 

Beispiel eines von den Finanzministerien der A-Länder ausgearbeiteten, aber 

letztlich nicht eingebrachten Gesetzesentwurfs zur Wiedereinführung der 

Vermögensteuer im Bundesrat deutlich wurde. Das Ob einer Vermögensteuer 

ist unter dem Gesichtspunkt der Berichtslegung allerdings deutlich wichtiger 

als das Wie. So wäre bereits eine Vermögensteuer von 0 Prozent, durch die 

Vermögenswerte lediglich erfasst, aber nicht besteuert würden, wissenschaft-

lich von hohem Erkenntniswert. Die Umsetzbarkeit dürfte insbesondere von 

den Erhebungskosten einer Vermögensteuer abhängen, die Bach und Beznos-

ka (2012) je nach Ausgestaltung auf 129-435 Mio. Euro jährlich beziffern.  

4.3.4 Einführung eines Finanzkatasters 

Zucman (2014) schlägt die Einführung eines weltweiten Finanzkatasters vor, in 

dem Eigentümerschaft und Vermögenswerte für Finanzprodukte erfasst wer-

den. Eine solche Datengrundlage wäre aus vielerlei Hinsicht wertvoll im Hin-

blick auf höchste Einkommen und Vermögen. Sie würde eine präzise Analyse 

der Finanzvermögensverteilung erlauben und zahlreiche Wege der (illegalen) 

Steuervermeidung deutlich erschweren. Durch die Verknüpfung einer Statistik 

über Finanzvermögen und Individualdaten der Einkommensteuerstatistik ließe 

sich zudem die Rentabilität verschiedener Finanzprodukte ermitteln und so 

wiederum die Qualität künftiger Abschätzungen der Vermögensverteilung mit 

der Methodik von Saez und Zucman (2014) sicherstellen und verbessern. 

So wertvoll ein entsprechender Datensatz wäre, so aufwändig wäre die Ein-

führung. Kurzfristig ist daher kaum mit entsprechenden Erkenntnissen zu 

rechnen. Obwohl ein Finanzkataster seine volle Stärke erst bei einer internati-

onalen Einigung entfalten würde, wäre bereits ein rein nationales Finanzkatas-

ter, beispielsweise kombiniert mit elektronisch zugänglichen Daten zu Eigen-

tumsverhältnissen von Personengesellschaften, ein aufschlussreicher Schritt 

auf dem Weg zur besseren Erfassung höchster Vermögen. Auch eine Einfüh-

rung in der EU oder in einzelnen Ländern der Eurozone würde die Datengrund-

lage erheblich verbessern. Der politische und rechtliche Aufwand zur Einfüh-

rung bereits eines nationalen Finanzkatasters wäre allerdings erheblich. Ana-

log zur Führung eines Grundbuchs erscheint die Umsetzung allerdings nicht 

unmöglich, den politischen Willen vorausgesetzt. 
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5 Handlungsempfehlungen 

Trotz diverser Verbesserungen in den letzten Jahren bleibt die statistische 

Datengrundlage zur Beschreibung höchster Einkommen und Vermögen in 

Deutschland weiterhin dürftig. Diese Kurzexpertise hat zum Ziel, die vorhan-

denen Datensätze zu erfassen und zu bewerten, exemplarisch internationale 

Datenzugänge und damit ermöglichte Forschungsprojekte zu illustrieren, und 

schlussendlich Möglichkeiten zur Verbesserung der Datengrundlage in 

Deutschland zu entwerfen und zu diskutieren. 

Wegen datenschutzrechtlicher Bedenken und den historischen Erfahrungen im 

letzten Jahrhundert gibt es in Deutschland deutlich strengere Hürden bei der 

Datenverknüpfung und beim Zugang zu sensiblen amtlichen Informationen als 

etwa in vielen skandinavischen Ländern. Aber auch in Ländern mit Steuerge-

heimnis und hohen Datenschutzstandards sind teilweise mehr Daten zugäng-

lich und insbesondere Verknüpfungen über Datensätze hinweg häufig möglich. 

Vielfach geschah dies im Rahmen langjähriger Prozesse. Finnland etwa hat im 

Zuge der Umsetzung der EU-Verordnung über europäische Statistiken große 

Schritte hin zu weitgehenden Datenzugangsmöglichkeiten unternommen. In 

der Folge wurde eine Kommission gegründet, die insbesondere zum Ziel hatte, 

der Wissenschaft besseren Datenzugang zu bieten, um auf dieser Grundlage 

die wirtschaftspolitische Beratung zu verbessern. Großbritannien und die USA 

sind gute Beispiele für Länder mit hohen Geheimhaltungspflichten und den-

noch umfangreichen Datenzugängen. Erreicht wird dies in beiden Ländern 

etwa durch hausintern von den Steuerbehörden selbst eingerichtete Daten-

zentren. Die Forschungsdatenzentren der Bundesagentur für Arbeit haben 

bereits langjährige Erfahrung mit entsprechenden Modellen. Auch in Deutsch-

land wären entsprechende Modelle denkbar, in denen die bestehenden Da-

tensätze nur in den Finanzverwaltungen selbst einsehbar sind. Die Erfahrun-

gen anderer Länder könnten insofern auch als Pilotprojekt dienen, den Daten-

zugang zu amtlichen und Steuerstatistiken in Deutschland zu verbessern und 

damit die evidenzbasierte wirtschaftspolitische Beratung zu stärken. 

Zusammengefasst ergeben sich drei Handlungsstränge, um die Datengrundla-

ge zu höchsten Einkommen und Vermögen zu verbessern. 

Kurzfristig empfehlen wir, bestehende Statistiken wie das Taxpayer Panel geo-

grafisch feingliedrig auswertbar zu machen, um auf dieser Grundlage zielge-
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richteter Befragungen in Hocheinkommensregionen durchführen zu können. 

Diese Erkenntnisse könnten als Grundlage dienen, um ein neu zu schaffendes 

Reichtumsmodul in den Mikrozensus zu integrieren, das jährlich detailliert 

über die Einkommens- und Vermögensverhältnisse der Haushalte in Deutsch-

land berichtet. Zur Validierung verschiedener in der Wissenschaft verwendeter 

Approximationsverfahren für höchste Vermögen bietet sich zudem die gezielte 

Aufbereitung der Vermögensteuer- und der Einkommensteuerstatistik 1995 

an. Mittelfristig sollte ein großer Schwerpunkt auf die Verknüpfung verschie-

dener administrativer Prozessdaten untereinander ebenso wie die Verknüp-

fung von Prozessdaten mit Befragungsdaten etwa des Mikrozensus‘ für wis-

senschaftliche Zwecke gelegt werden und entsprechende Auswertungen von 

auf Mikroebene verknüpfter Daten ermöglicht werden. Durch die Zusammen-

führung der bereits heute verfügbaren amtlichen Unternehmensdaten etwa 

könnten wertvolle Rückschlüsse über das Betriebsvermögen in Deutschland 

gezogen werden. Auch sollten bestehende dezentrale Haus- und Grundstücks-

daten von den Gutachterausschüssen und den Finanzverwaltungen zusam-

mengeführt und einheitlich für die Wissenschaft zugänglich gemacht werden, 

um so Aufschluss über das Grund- und Immobilienvermögen zu erlangen. Au-

ßerdem wäre es wünschenswerte, die Erfassung von Erbschaften und Schen-

kungen im Rahmen der Erbschaft- und Schenkungssteuer auszubauen. Länger-

fristig wären die Wiedereinführung einer Vermögensteuer, die Abschaffung 

der Abgeltungsteuer und die Etablierung eines Finanzkatasters empfehlens-

werte, wenn auch politisch und juristisch aufwändige, Schritte, um die Daten-

grundlage über höchste Einkommen und Vermögen zu verbessern und ein 

akkurates Bild des obersten Rands der Verteilung zu erhalten.  

Während es für die kurz- und mittelfristigen Maßnahmen vielfach kaum zu-

sätzlichen Verwaltungs- oder Bewertungsaufwands bedarf und höchstens ge-

ringfügige gesetzliche Änderungen nötig wären, würden die langfristigen 

Maßnahmen sowohl unter politischen wie unter juristischen Aspekten deutlich 

größeren Vorlauf erfordern. Gleichzeitig wären sie politisch auch deutlich um-

strittener und wohl nicht allein mit dem damit verbundenen Erkenntniswert 

für die Reichtumsberichterstattung durchzusetzen. Im Gegenzug würden die 

langfristigen Maßnahmen jedoch auch eine umso repräsentativere und präzi-

sere Datengrundlage zu höchsten Einkommen und Vermögen liefern. 
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